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«Volkswillen endlich durchsetzen»
Trinkwasser-Initiative Die Landwirtschaft werde heute industriell betrieben. Das entspreche nicht dem

Volkswillen, sagt Initiantin Franziska Herren. Die Initiative, die Mitte Monat eingereicht wird, soll dies ändern.

Interview:
Richard Clavadetscher

FranziskaHerren, inwenigen
Tagen reichenSieund Ihre
Mitstreiter dieTrinkwasser-
Initiative ein.Gerademal
neunMonatebrauchtenSie
fürdie 100000Unterschrif-
ten.Gingdaswirklich soglatt?
Der Anfang war harzig. Als dann
aber im April die Eawag-Studie
zu den Pestiziden in den Gewäs-
sern veröffentlicht wurde und es
dazu in der Romandie zu Tier-
halte-Skandalen kam, änderte
sich das. Die Leute wussten nun,
worum es geht.

Siewollen, dassBauernnur
nochDirektzahlungenbe-
kommen,wennsie ohne
Pestizideundohnevorsorg-
licheAntibiotikaabgabean
Tiereproduzieren. Zudem
sollennurnoch sovieleTiere
erlaubt sein,wiederHofohne
Futtermittelzukauf ernähren
kann.Warumdies?
21 Jahre, nachdem sich eine gros-
se Mehrheit für den ökologischen
Leistungsnachweis ausgespro-
chen hat und Milliarden inves-
tiert worden sind in eine Land-
wirtschaft, die eigentlich natur-
nah produzieren sollte, haben wir
höhere Pestizidwerte als erlaubt
in den Gewässern, ein grosses
Ammoniakproblem, Antibiotika-
resistenzen. Das alles sind Dinge,
die die Bevölkerung nicht will.

UnserTrinkwasser ist doch
heute einwandfrei, sagenuns
dieWasserwerke.
In Bern können vier Quellen
nicht mehr für die Trinkwasser-
gewinnung gebraucht werden.
Dies wegen der Pestizide. Natür-
lich gibt es in der Schweiz noch
Orte, wo das Trinkwasser gut ist
– etwa dort, wo wenig Landwirt-
schaft betrieben wird. 70 Prozent

des Trinkwassers kann naturnah
und ohne aufwendige Aufberei-
tung verteilt werden. Dies soll
auch für künftige Generationen
so sein.

WashabenSiedennbeim
Unterschriftensammeln für
ReaktionenausderBevölke-
rungbekommen?
Sehr viele Leute kannten das Pro-
blem bereits und unterschrieben
die Initiative wortlos. Andere
fragten, ob das denn tatsächlich
wahr sei, was sie auf unseren Pla-
katen lasen. Sie unterschrieben
nach einem Gespräch.

ZudenBauernhattenSie
auchKontakt?
Ich habe tagtäglich Kontakte mit
Bauern.

SpürenSiebei diesenBauern
nichtAngst?Würde Ihre
Initiative angenommen,wäre
diesdochdasEndederLand-
wirtschaft,wiewir sieheute
kennen.
Ich spüre eine grosse Verunsiche-
rung, denn die Initiative verlangt

eine neue Einstellung: weg von
einer industriellen, hin zu einer
ökologischen Landwirtschaft.
Die Bauern sind heute jedoch
anders geschult. In den Gesprä-
chen, die ich mit Bauern führe,
kommen wir aber allermeistens
zum Schluss, dass Änderungen
notwendig sind.

NichtdieBauern seien schuld
anderheutigenSituation,
sonderndasSystem, sagen
Sie.Wiemüssenwirdas
verstehen?KönnenSiedas
ausdeutschen?
Das Ausbildungssystem zielt klar
Richtung industrielle Landwirt-
schaft. Die Bauern glauben und
wenden an, was man ihnen bei-
gebracht hat. Das aber hat wenig
mit Ökologie zu tun. Hätte es da-
mit zu tun, würde es zum Beispiel
keinen Aktionsplan Biodiversität
brauchen. Er wäre überflüssig.

Bauern sollennur sovieleTie-
rehaltendürfen,wiederHof
ernährenkann.Kannman in
der Schweiz soüberhaupt
bauern?

Die Schweiz ist ein Grasland. Wir
können gut Milch und Fleisch
produzieren. Heute aber haben
wir eine industrielle Produktion,
die auf Futtermittelimporte an-
gewiesen ist. Die Hälfte des Flei-
sches wird mit solchen Importen
produziert, gar 70 Prozent sind es
bei den Hühnern und den Eiern.
Folge davon sind das grosse Jau-
cheproblem, die hohen Ammo-
niak-Emissionen, die Versaue-
rung von Boden und die Über-
düngung von Wasser.

DieLandwirtewürdendurch
IhreTrinkwasser-Initiative
dochdefinitiv zu staatlich
finanziertenLandschafts-
gärtnern.
Die Bevölkerung will in die Land-
wirtschaft investieren. Sie will,
dass die Bauern ökologisch und
naturnah produzieren – wie es
auch in der Verfassung steht. Die
Bevölkerung zeigt sehr wohl
Wertschätzung den Bauern
gegenüber. Die Bauern wollen
Erträge, und sie sollen sie auch
haben. Aber diese sollen ökolo-
gisch und naturnah produziert

sein. So, wie es übrigens auch die
Werbung zeigt.

Ihre Initiativewürdedie
Landwirtschaft drei Jahrhun-
derte zurückwerfen.Damals
propagierteKleinjoggerst-
malsdasDüngenmitMist zur
Ertragssteigerung. Siekriti-
sierendasAusbringenvon
GülleundMist.
Halt! Wir haben nichts gegen das
Ausbringen von Gülle und Mist.
Wir kritisieren nur das übermäs-
sige Ausbringen, das aufgrund
der Futtermittelimporte und zu
hoher Tierbestände erfolgt.

Bauernfunktionäre sagen,
Ihre Initiativewürdedie
Lebensmittelproduktion
enormverteuern, geradeauch
beimFleisch.Dasgäbenoch
mehrEinkaufstourismus.
Erstens können wir nicht weiter-
hin so viel Fleisch produzieren –
in der Schweiz nicht und auch
weltweit nicht. Wenn wir unseren
Nachkommen eine lebenswerte
Welt hinterlassen wollen, müssen
wir Abschied nehmen von dieser

intensiven Fleischproduktion.
Da haben wir gar keine Wahl.
Zweitens würde unsere Initiative
die Ernährungssicherheit der
Schweiz nicht senken, sondern
steigern. Es gibt Studien, die be-
legen, dass die Senkung der Fut-
termittelimporte die Ernährungs-
sicherheit steigen lässt; dies bei
einer gleichzeitig tieferen Aus-
landabhängigkeit.

WirhabendenAktionsplan
Pflanzenschutzmittel des
Bundesundwirhabendie
Forderungnachnachhaltiger
Produktion inderBundes-
verfassung.Braucht esda Ihre
Initiativeüberhaupt?
Schauen Sie sich doch die Reali-
tät an! Klar steht all das in der
Verfassung, was wir wollen, aber
es geschieht viel zu wenig in diese
Richtung. Eigentlich ist unsere
Initiative nichts anderes als die
Umsetzungsinitiative zur Ernäh-
rungssicherheit, der das Volk ja
sehr deutlich zugestimmt hat.

Für unbelastetes Trinkwasser
Sauber undgesund Wir subven-
tionierten unsere eigene Wasser-
verschmutzung, so die Initianten
des Volksbegehrens «Für saube-
res Trinkwasser und gesunde
Nahrung». Auf den Böden, die
die Landwirtschaft bewirtschaf-
tet, entstehe nicht nur Nahrung,
sondern durch Versickerung des
Regens auch ein grosser Teil
unseres Trinkwassers. Die Land-
wirtschaft belaste diese Böden
mit Stoffen wie Nitrat, Pestiziden
und ihren Abbauprodukten sowie

mit Rückständen von Medika-
menten aus Mist und Gülle.

Die Initiative verlangt, dass
nur noch Landwirtschaftsbetrie-
be mit Direktzahlungen oder
Subventionen unterstützt wer-
den, die keine Pestizide einset-
zen, die in ihrer Tierhaltung ohne
prophylaktischen Antibiotikaein-
satz auskommen und die nur so
viele Tiere halten, wie sie ohne
Futtermittelimporte ernähren
können. Das Volksbegehren wird
am 18. Januar eingereicht.

Für den Schweizer Bauernver-
band (SBV) geht die Initiative zu
weit. Die Produktion von Lebens-
mitteln würde nach Annahmeder
Initiative in der Schweiz stark
zurückgehen, zeigt sich SBV-Prä-
sident und Nationalrat Markus
Ritter (CVP/SG) überzeugt. Nicht
nur das, die Lebensmittelimpor-
te würden zunehmen – und damit
die Auslandabhängigkeit.

Ritter spricht sich stattdessen
für den Aktionsplan Pflanzen-
schutz des Bundesrates aus, den

die Landesregierung im Septem-
ber verabschiedet hat. Er werde
auch von der Schweizer Land-
wirtschaft unterstützt. Mit die-
sem Plan sollen die (Pestizid-)
Risiken halbiert und Alternati-
ven zum chemischen Pflanzen-
schutz gefördert werden.

Die Umsetzung des Aktions-
plans Pflanzenschutz sei rasch
voranzutreiben, sagt Ritter. Sie
werde deshalb auch ein Schwer-
punkt der SBV-Arbeit sein im
kommenden Jahr. (cla.)
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«Ichhabe
tagtäglich
Kontaktmit
Bauern.»

FranziskaHerren
Trinkwasser-Initiative

DerBundesratmacht aufKunst

Fotoshooting Das offizielle Bundesratsfoto 2018 kommt
mit Blick auf Onlinemedien erstmals als animiertes Bild
daher. Gestaltet nach dem Konzept «Bundesart» von
Künstlern aus Freiburg, dem Heimatkanton von Bundes-

präsident Alain Berset, wurde das Bild als .gif-Datei aus-
geliefert, in der alle Cartoon-Akteure im Hintergrund in
Bewegung sind. Das Foto wird zudem in einer Auflage
von 55000 Stück gedruckt. Bild: Bundeskanzlei/Stéphane Schmutz

Berset versprüht
Zuversicht

Optimismus Er sei dankbar, in
der Schweiz leben zu dürfen. Das
sagte Bundespräsident Alain Ber-
set in seiner Neujahrsansprache.
Durch die direkte Demokratie
könnten alle mitbestimmen, wie
sie leben wollten. Das sei ein
grosses Privileg. Die Bevölkerung
könne mit Zuversicht in das neue
Jahr starten, die Schweiz sei sta-
bil und sicher. (sda)
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